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Die Gegner der Zwangshochzeiten
Am 26. November wird über mögliche Gemeindefusionen abgestimmt. Gegner der Grossfusionen ist ein zehnköpfiges Komitee.

Astrid Zysset
und Jesko Calderara

Es ist ein geschichtsträchtiger
Entscheid, der ansteht. Am 26.
November befindet die Ausser-
rhoder Stimmbevölkerung im
RahmeneinerVerfassungsände-
rung an der Urne darüber, wie
die Strukturen im Kanton künf-
tig aussehen werden. Die vom
Regierungsrat unter der Be-
zeichnung Gegenvorschlag prä-
ferierte Lösung sieht eine Zu-
sammenlegung der bislang 20
Gemeindenaufderen3bis5vor.
DerEventualvorschlaghingegen
will mit der Streichung der Ge-
meindenamen aus der Verfas-
sung und der Schaffung von fi-
nanziellenAnreizenHürdenab-
bauen und Zusammenschlüsse
künftig erleichtern. Mit einem
Fusionsgesetz soll dann die
Grundlagegelegtwerden,damit
Zusammenlegungen auf Eigen-
initiative der Gemeinden auch
tatsächlich entstehen können.

Für den Eventualvorschlag
plädiert ein rund zehnköpfiges
Komitee aus lokalen Politgrös-
sen. Zu dessen Mitglieder ge-
hört unter anderem FDP-Kan-
tonsratMarcelWalker ausStein.
Verfechter der Fusionen von
unten ist aber auchStaatsrechts-
professor an der Universität
St.Gallen, Benjamin Schindler.
Wohnhaft in Speicher, verfolgt
er die politische Diskussion in
Appenzell Ausserrhoden schon
länger und äussert sich immer
malwieder kritisch zu vonoben
angestossenen Grossfusionen.
So auch an diesem sonnigen
Nachmittag in seinem Büro.
Dort formuliert er seine Über-
zeugung folgendermassen:«Die
Heirat muss von den Gemein-
den selbst kommen,derKanton
bietet dieEhevermittlungsplatt-
form in Form eines Fusionsge-
setzes. Aber Zwangshochzeiten
dürfen nicht stattfinden.» Man
sei nicht per se gegenFusionen,
ergänzt Walker. Aber eine Re-
form der Gemeindestrukturen
muss kommunal differenziert
und bedürfnisgerecht erfolgen.

Fusionenauf freiwilliger
Basis
Walker ist sich sicher, dass es
tatsächlich zu Fusionen kom-
men wird, wenn die gesetzli-
chen Rahmenbedingen stim-
men würden. Dazu brauche es
aber eine Fusionsgesetz, dass
die finanziellen Ungleichge-
wichte und der administrative
Mehraufwand zwischen den
beiden fusionswilligenGemein-
denausmerze.DerKantonmüs-
se also als«Geburtshelfer» fun-
gieren, so Walker. Andere Vor-
gehensweisen erachtet das
Komitee als problematisch.

Beide, Walker wie auch
Schindler, reagierenmitUnver-
ständnis auf den Vorschlag der
Regierung. Zumal diese eine
Studie der Universität Bern aus
dem Jahre 2012 vorliegen ge-
habt hätte, deren Autoren eine
Radikalfusion als nachteilig er-
achten.AuchderSchlussbericht
zurOptimierungderGemeinde-
strukturen habe eine Zusam-
menlegungauf freiwilligerBasis
nahegelegt. Vom Vorschlag der
Verfassungskommission,der für

dasselbeplädiert, sahdieRegie-
rung ebenfalls ab. Walker kann
das nicht nachvollziehen. «Wa-
rummacht sie komplettwas an-
deres, als ihr von Personen und
Gremien vorgeschlagen wird,
die sich intensiv mit diesem
Thema befasst haben?»

Auchstört er sichdaran,dass
nur wenige Informationen zu
denAuswirkungenderGrossfu-
sion verfügbar sind. Die Regie-
rung gibt an, dass mit der Ab-
stimmungerstdieStossrichtung
eruiert werden soll, Details zu
nennen, sei zumgegenwärtigen
Zeitpunkt gar nicht möglich.
Walker findet jedoch, dass das
Bedürfnis nach Informationen
zu diesem richtungsweisenden
Entscheid seitens Bürgerschaft
gross sei. «Es geht umeineVer-
fassungsänderung,dakannman
nicht mehr einfach zurückru-
dern.Aberwirwissennicht,wer
mit wem fusionieren soll und
welches die Kostenfolgen wä-
ren. Diese Ausgangslage einen
Monat vor der Abstimmung er-
achte ich als problematisch.»

Grossfusionbringemehr
SchadenalsNutzen
Mehrnoch:Die vorgeschlagene
Radikallösung der Regierung
richte gemäss Auskunft der
GrossfusionsgegnermehrScha-
den an als sieNutzen bringe. So
sind Schindler und Walker der
Auffassung, dass mit der Zu-
stimmungzumGegenvorschlag
automatischderProporz fürdie
Kantonsratswahlen miteinge-
kauftwerde.GemässBundesge-

richtsentscheiden ist das Ma-
jorzwahlverfahren nämlich nur
für kleineundmittlereGemein-
den zulässig, für grosse hin-
gegen nicht. Weiter hätte die
Grossfusion zur Folge, dass
nichtmehr jedeOrtschaft einen
Wahlkreis bilden und somit im
Kantonsrat vertreten wäre.
«Auch wenn sie so deutlich nie

ausgesprochenwurden, sinddie
Konsequenzen eines Jas zum
Gegenvorschlageinschneidend.
Derer müssen wir uns bewusst
sein», so Walker.

Der Eventualantrag sieht
vor, dass die bestehenden Ge-
meindestrukturen vorerst be-
stehen bleiben. Allerdings regt
Schindler an,dass sie verbessert
werden können, indem bei-
spielsweise einige Dienstleis-
tungenwiedasErbschafts- oder
Zivilstandsamt auf den Kanton
übertragen würden. Damit
könnten die Gemeinden von
einzelnen Aufgaben entlastet
werden.EinAusbauderZweck-
verbände hält er ebenfalls für
denkbar, wenn er auch die de-
mokratische Legitimation der-
selben als problematisch erach-
tet. Walker hingegen winkt bei
diesenBedenkenab.DieZweck-
verbände könnten der GPK
unterstelltwerden. Indirekt lies-
se sich auch durch die Wahl der
zuständigenGemeinderätinnen
und Gemeinderäte auf die Ver-
einbarungen Einfluss nehmen.
Ohnehin erachtet er die ver-
mehrten Kooperationen zwi-
schen den Gemeinden nicht als
Grund,umeineFusionanzuset-
zen. «Innerrhoden muss in der
Gesundheitsversorgung bei-
spielsweise ebenfalls mit den
umliegendenKantonen zusam-
menarbeiten. Eine Fusion der
Kantone steht aber auch hier
nicht zu Debatte», so Walker.

Und was ist mit den fehlen-
den Behördenmitgliedern, auf-
grunddererdieRegierungeben-

falls Handlungsbedarf bei den
Fusionen sieht?

Identifikationmitden
Gemeindensinkt
Schindler sieht mit dem Radi-
kalvorschlagdieseEntwicklung
gar noch beschleunigt. Er ver-
weist auf zwei neuere Studien
zum Kanton Glarus, die beide

die dortige politische Partizipa-
tion untersuchten. Ergebnis: Je
grösser die politischenGebilde,
desto geringer fielen Stimm-
und Wahlbeteiligung aus.
Schindler: «IngrösserenKonst-
ruktenwirdesnochschwieriger,
Freiwillige für das Milizsystem
zufinden.Die Identifikationmit
den Gemeinden sinkt.» Auch
äussert er Bedenken, dass es
schwieriger werden würde, lo-
kaleProjektewiedieHallenbad-
sanierung in Speicher in einer
Grossgemeinde durchzubrin-
gen,wennbeispielsweiseBürge-
rinnen und Bürger von Teufen
nach St.Gallen zum Schwim-
men gehen.

DiebestehendenStrukturen
gelte es grundsätzlich beizube-
halten, aber sanft undbeständig
zumodernisieren.«Stabilität ist
für die Wettbewerbsfähigkeit
unseres Staatswesens einhohes
Gut», so Schindler weiter. Die
AusserrhoderGemeindenkönn-
ten seiner Meinung zufolge
durchaus noch viele Jahre wei-
terbestehen, ohnedassdringen-
derHandlungsbedarf ausgewie-
sen ist. Und auch Walker kann
die Auffassung der Regierung,
dassdieFusionennuneilenwür-
den, nicht teilen. Es war 2010
alsdasPostulat Sträuli beimRe-
gierungsrat einging, welches
eine Analyse der bestehenden
Gemeindestrukturen forderte.
«Die Regierung hat in all den
Jahren nichts gemacht und nun
soll es plötzlich pressieren? Das
erachten wir als unglaubwür-
dig», so Walker.

Ob es zu einer grundlegenden Strukturbereinigung bei den Ausserrhoder Gemeinden kommt, entscheidet sich Ende November an der Urne. Bild: Gian Ehrenzeller/Keystone
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FDP-Kantonsrat
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«Esgehtum
eineVerfassungs-
änderung,da
kannman
nichtmehreinfach
zurückrudern.Aber
wirwissennicht,wer
mitwemfusionieren
soll undwelches
dieKostenfolgen
wären.»

BenjaminSchindler
Professor für öffentliches
Recht, Universität St.Gallen.

«DieHeiratmuss
vondenGemeinden
selbst kommen,
derKantonbietet
dieEhevermittlungs-
plattform in
Formeines
Fusionsgesetzes.
Zwangshochzeiten
dürfennicht
stattfinden.»


